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Literatur zu ähnlich gelagerten Fallgestaltungen Aussagen, die unsere kritische rechtliche 

Einschätzung tragen. 

Im Einzelnen:  

Im Rahmen ihres Selbstverwaltungsrechts darf die Stadt „Angelegenheiten der örtlichen 

Gemeinschaft“ regeln (vgl. Art. 28 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, GG). Schon das 

spricht dagegen, dass einzelne private Belange geregelt werden sollen. Die Gemeinde hat 

zudem nach § 92 Abs. 1 Satz 1 HGO ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, 

dass die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist; die Erträge und Einzahlungen der 

Gemeinde werden nach § 93 Abs. 2 HGO zur Erfüllung ihrer Aufgaben erzielt. 

Hier würden – die baurechtliche Zulässigkeit des Vorhabens unterstellt – Zahlungen für 

im Rechtssinne nicht erhebliche Beeinträchtigungen geleistet. Mit Blick auf rechtlich po-

tenziell erhebliche Beeinträchtigungen hat der Hessische Verwaltungsgerichtshof 

(Hess.VGH) entschieden, dass die Gemeinde keine rechtliche Betroffenheit hat, wenn öf-

fentliche Belange gefährdet werden, deren Wahrnehmung nicht der Gemeinde als Teil 

der ihr zugewiesenen Selbstverwaltungsaufgaben obliegt, oder Gemeindebürger betrof-

fen sind, denen es freisteht, sich vor rechtswidrigen Eingriffen selbst zu schützen 

(Hess.VGH, Beschl. v. 27.9.2004 Az. 2 TG 1630/04 – juris Rn. 13; zum notwendigen Auf-

gabenbezug der Verwendung von Haushaltsmitteln die Kommentierung von Rauber, in: 

Schneider/Dreßler/Rauber/Risch, Hessische Gemeindeordnung, Kommentar, Loseblatt, 

Stand: August 2024, § 92 Rn. 6). Daher wäre es Sache der vermeintlich Betroffenen, ent-

sprechende Ansprüche rechtlich geltend zu machen. Soweit dies mit Erfolgsaussicht für 

die nach eigener Einschätzung Betroffenen nicht möglich ist, gibt es in der Sache auch 

schwerlich einen Anlass für die Stadt, aus öffentlichen Mitteln rechtlich nicht relevante 

Beeinträchtigungen mit Ausgleichszahlungen zu versehen. Wenn also schon rechtlich er-

hebliche private Belange nicht von der Gemeinde zu verfolgen sind, gilt das erst recht für 

rechtlich nicht erhebliche private Belange. 

U.E. spricht darüber hinaus einiges dafür, dass eine derartige Mittelverwendung auch 

gegen den Haushaltsgrundsatz der Sparsamkeit nach § 92 Abs. 2 Satz 1 HGO verstieße. 

Der Grundsatz besagt, dass die aufzuwendenden Mittel auf den zur Erfüllung der jewei-

ligen Aufgabe notwendigen Zweck beschränkt werden müssen, wobei die Gemeinde al-

lerdings eine weite eigene Entscheidungsbefugnis hat, die erst dann rechtswidrig ist, 






